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Kommentar

Wirtschaftspolitik mit Priorität für die Wettbewerbsfähigkeit

Schwaches Wirtschaftswachstum, eine gedrückte Investitionsquote, steigende Arbeitslosigkeit: die Wirt-
schaftspolitik ist gefordert. Manche Stimmen rufen nach staatlicher Nachfragepolitik. Sicherlich, mehr Auf-
träge für die Unternehmen würden die krisenhaften Tendenzen vorübergehend mildern. Doch ist hier nicht
viel zu erwarten. Die Geldpolitik hat ihr Wirkungspotential weitgehend ausgereizt, selbst bei historisch
niedrigen Zinsen bleiben die Investitionen schwach. Dem Staat verbietet sich forciertes deficit spending un-
abhängig von den Maastricht-Kriterien, weil seine Zinslastquote (vor allem beim Bund) hoch ist und weiter
steigt; bei noch höherer Zinslast würde die künftige Handlungsfähigkeit stark eingeschränkt. Selbst wenn es
denn gelänge, 30 oder 40 Mrd. DM an Mehrnachfrage zu mobilisieren, bliebe dies (bei einer Inlandsnach-
frage von insgesamt 3.500 Mrd. DM) ein Tropfen auf den heißen Stein, zumal ein Teil der Mehrnachfrage
im Kauf ausländischer Güter versickern würde. Nachdenklich muß stimmen, daß das gewaltige deficit spen-
ding nach der Wiedervereinigung keine Probleme der westdeutschen Wirtschaft gelöst hat.

Die anhaltenden Schwierigkeiten am deutschen Arbeitsmarkt reflektieren zudem nicht nur, vielleicht
nicht einmal in erster Linie einen temporären Mangel an Güternachfrage, sondern eher eine geschwächte
Wettbewerbsfähigkeit. Es gilt auseinanderzuhalten: nicht die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unter-
nehmen im Ganzen ist bedroht, wohl aber die des Standortes Deutschland. Viele deutsche Unternehmen si-
chern ihre unternehmerische Wettbewerbsfähigkeit gerade dadurch, daß sie sich vom angestammten Stand-
ort in Deutschland lösen. Sie reduzieren Beschäftigung im Inland und weiten sie im Ausland aus; ihre In-
vestitionstätigkeit im Inland ist verhalten, im Ausland dynamisch; sie verlagern Wertschöpfung in andere
Länder, durch Produktionsverlagerung oder durch verstärkten Vorleistungsbezug von dort. Andere Unter-
nehmen, denen diese Optionen nicht offenstehen, kommen häufig in arge Bedrängnis.

Da hilft nicht die Beschwörung, die gängigen Standortfaktoren (Lohnstückkosten, Steuern, Regulierun-
gen) seien gar nicht ungünstiger als im Ausland. Wenn sich beispielsweise die Lohnstückkosten durch Ab-
bau überteuerter Arbeitsplätze an das Niveau der Wettbewerber angleichen, ist für den Arbeitsmarkt nichts
gewonnen. Auch das steigende Exportvolumen beruhigt nicht. Wenn die Unternehmen weiter Anreize zur
Verlagerung von Wertschöpfung ins Ausland verspüren, werden sie ihre Exportaufträge morgen verstärkt
vom ausländischen und nicht mehr vom inländischen Standort aus bedienen. Nachfrage ist wichtig, aber das
allein löst nicht das Problem; wo Nachfrage Produktion auslöst – hierzulande oder auswärts –, entscheidet
über die Arbeitsplätze.

Was also ist zu tun? Standortpessimismus ist fehl am Platze. Die Bundesrepublik Deutschland hat keine
unlösbaren Probleme, nur muß das Land auf die Loslösung der Unternehmen vom angestammten Wirt-
schaftsraum reagieren. Die Wirtschaftspolitik muß mit Priorität für die Wettbewerbsfähigkeit von Wert-
schöpfung am Standort Deutschland eintreten.

Die alten Verteilungskämpfe sind inhaltsleer geworden. Wirkten früher überhöhte Lohnsteigerungen
nach Überwälzung in die Preise inflationär, verstärken sie heute die Verlagerung der Wertschöpfung nach
auswärts. Verteilungskampf geht mehr denn je auf Kosten der Arbeitsplätze. Die Tarifpolitik hat das er-
kannt, ansatzweise wenigstens. Moderate und differenziertere Lohnabschlüsse, mehr Flexibilität in den ta-
rifvertraglichen Regelungen: das muß der Kurs für die Zukunft bleiben. Die größten Brocken hat der Staat
vor sich. Mit der Steuerreform müssen die Anreizwirkungen des Steuersystems nachhaltig verbessert wer-
den. Niedrigere Grenzsteuersätze (einschließlich Spitzensteuersatz) dienen dem; würden aber voraussetzen,
daß die vielen Schlupflöcher in der Steuerbemessungsgrundlage verstopft werden. Die Reform der Sozialen
Sicherung ist unumgänglich, um die Dynamik der Sozialbeiträge (Lohnnebenkosten) zu bremsen. Dies ist
die härteste Aufgabe. Gerade weil die Unternehmen Anreize haben, sich vom angestammten Standort zu lö-
sen, ist die traditionelle Kofinanzierung der Sozialversicherungsbeiträge schwer zu halten. Mit der Verlage-
rung von Wertschöpfung verabschieden sich Unternehmen aus der Kofinanzierung. Auf die Dauer wird es
zu neuen Finanzierungsmodellen kommen müssen. Keine Frage, daß sich so grundlegende Reformen nur re-
alisieren lassen, wenn nicht die Umverteilung, sondern die Wettbewerbsfähigkeit am Standort Deutschland
und damit die Verbreiterung der wirtschaftlichen Basis Priorität erhält.
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